
 
 
 
 
 
Satzung 
 
über die Herstellung notwendiger Stellplätze (Stellplatzsatzung) 
 
 
 
 
 

§ 1 
Geltungsbereich 

(1) Die Satzung gilt für das gesamte Gemeindegebiet. 
(2) Die Satzung gilt für die Errichtung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen sowie anderen 
Anlagen, bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist. Die Erweite-
rung vorhandener baulicher oder anderer Anlagen steht dabei der Errichtung gleich. 
(3) In Bebauungsplänen im Geltungsbereich der Stellplatzsatzung können von den Vorschriften dieser 
Satzung abweichende Festlegungen zur Herstellungspflicht notwendiger Stellplätze getroffen werden. 
 
 

§ 2 
Pflicht zur Herstellung notwendiger Stellplätze 

(1) Bei der Errichtung oder Nutzungsänderung von baulichen Anlagen, bei denen ein Zu- oder Ab-
gangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist, müssen die notwendigen Stellplätze gemäß Anlage 
1 dieser Satzung hergestellt werden. 
(2) Bei Nutzungsarten, die in den Richtzahlen für den Stellplatzbedarf nach der Anlage 1 nicht genannt, 
jedoch mit einer genannten Nutzungsart vergleichbar sind, ist der Stellplatzbedarf nach den besonderen 
Verhältnissen im Einzelfall unter sinngemäßer Berücksichtigung der Richtzahlen für Nutzungsarten mit 
vergleichbarem Stellplatzbedarf zu ermitteln. 
(3) Bei baulichen Anlagen sowie anderen Anlagen mit regelmäßigem An- oder Auslieferungsverkehr 
kann zusätzlich eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Lastkraftwagen verlangt werden. 
(4) Bei baulichen Anlagen sowie anderen Anlagen, bei denen ein Besucherverkehr mit Autobussen oder 
Motorrädern zu erwarten ist, kann zusätzlich eine ausreichende Anzahl von Stellplätzen für Autobusse 
und Motorräder verlangt werden. 
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend bei der Errichtung oder Nutzungsänderung anderer Anlagen, 
bei denen ein Zu- oder Abgangsverkehr mittels Kraftfahrzeugen zu erwarten ist. 
 
 

§ 3 
Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Errichtung baulicher Anlagen 

(1) Soweit der Stellplatzbedarf nach der Fläche zu bemessen ist, sind die Flächen nach DIN 277-1:1987-
06 zu ermitteln. Für die Berechnung der Wohnfläche gilt § 2 der Verordnung zur Berechnung der Wohn-
fläche in der jeweils geltenden Fassung. 
(2) Bei baulichen oder sonstigen Anlagen mit unterschiedlicher Nutzung ist der Bedarf für die jeweilige 
Nutzungsart getrennt zu ermitteln. Erfolgen unterschiedliche Nutzungen zu verschiedenen Tageszeiten ist 
eine zeitlich gestaffelte Mehrfachnutzung der Stellplätze zulässig. Es muss rechtlich gesichert sein, dass 
eine Mehrfachnutzung sich zeitlich nicht überschneidet. Bei einer zeitlich gestaffelten Mehrfachnutzung 
ist die Nutzungsart mit dem größten Stellplatzbedarf maßgebend. 
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§ 4 
Ermittlung des Stellplatzbedarfs bei der Änderung oder Nutzungsänderung baulicher Anlagen 

(1) Bei einer Änderung oder Nutzungsänderung einer baulichen oder sonstigen Anlage ist der Stellplatz-
bedarf neu zu ermitteln. 
(2) Der Bestand an tatsächlich vorhandenen Stellplätzen wird angerechnet. 
(3) Bei der Nutzungsänderung oder Erweiterung bestehender baulicher Anlagen kann im Einzelfall die 
Herstellung von Stellplätzen und Garagen auch für den unverändert bestehenden Teil gefordert werden, 
wenn dies im Hinblick auf die Art und Zahl der Kraftfahrzeuge der ständigen Benutzer der baulichen 
Anlagen aus Gründen der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs geboten ist. 
(4) Ist der Bestandsschutz für eine bauliche Anlage vor der Nutzungsänderung der baulichen Anlage 
erloschen, erfolgt die Ermittlung des Stellplatzbedarfes nach § 3. 
 
 

§ 5 
Zulassung einer Abweichung von den Richtzahlen; Minderung des Stellplatzbedarfs 

Die Anzahl der notwendigen Stellplätze kann im Einzelfall verringert werden, wenn verkehrliche, wirt-
schaftspolitische oder städtebauliche Gründe dies erfordern oder zulassen. Über die Zulassung einer Ab-
weichung entscheidet die Gemeindevertretung. 
 
 
 
 
 
 
 
Die Satzung ist in dieser Fassung am 16. Oktober 2006 in Kraft getreten. 
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